
Rechtsgeschäfte, die nach dem Willen der Vertrag­
schließenden mit einer unentgeltlichen Zuwendung 
verbunden sind, bezeichnet man als gemischte Schen­
kungen. Das BGB enthält über sie keine Bestimmun­
gen. Nach der in der Rechtsprechung herrschenden 
Trennungstheorie ist eine gemischte Schenkung in ihre 
Bestandteile, nämlich in einen entgeltlichen und einen 
unentgeltlichen Teil, zu zerlegen, und es sind für jeden 
Teil die für ihn geltenden Vorschriften anzuwenden. 
Hiernach würde nicht die ganze Zuwendung an die 
Beklagten, sondern nur der die entgeltliche Zuwendung 
überschießende Teil der Anfechtung unterliegen. Eine 
Abgrenzung beider Teile hinge davon ab, wie hoch die 
Vertragspartner ihre Leistungen eingeschätzt haben, 
und würde wegen der Einheitlichkeit der gemischten 
Schenkung praktisch nicht immer leicht vorzunehmen 
sein. Anfechtungsrechtlich scheint daher für den Regel­
fall eine einheitliche Beurteilung des Rechtsgeschäfts 
geboten (vgl. J ä g e r ,  Anm. 56 zu § 3 Anfechtungs­
gesetz). Je nach dem Hauptzweck, um den es den Par­
teien des Vertrages ging, ist deshalb festzustellen, ob 
das Geschäft als entgeltliche oder unentgeltliche Ver­
fügung angefochten werden muß.

Wenn man in Betracht zieht, daß die von den Be­
klagten übernommenen Hypotheken wertmäßig nicht 
einmal ein Drittel des Grundstückseinheitswertes aus­
machen und daß die Nießbrauchsbestellung keine 
Gegenleistung, sondern nur eine den wirtschaftlichen 
Wert der Schenkung einschränkende Belastung dar­
stellt, wird man als Hauptzweck des Vertrages die 
schenkweise Überlassung des Grundstücks an die Be­
klagten festzustellen haben.

Der Überlassungsvertrag vom 10. März 1949 ist somit 
einheitlich als unentgeltliche Verfügung anfechtbar, so 
daß es dahingestellt bleiben kann, ob auch der entgelt­
liche Teil für sich genommen gemäß § 3 Ziff. 2 Anfech­
tungsgesetz der Anfechtung unterliegt. Die Klägerin 
als Gläubigerin kann somit auf Grund der §§ 3 Ziff. 3, 7 
Anfechtungsgesetz dasjenige, was durch die anfechtbare 
Handlung aus dem Vermögen des Schuldners veräußert 
worden ist, als noch zu demselben gehörig von den 
Beklagten zurückfordem,. soweit es zu ihrer Befriedi­
gung erforderlich ist und die Beklagten als gutgläubige 
Empfänger noch bereichert sind.

§ 627 ZPO.
Im Ehescheidungsverfahren vor dem Amtsgericht 

kann die Ehefrau die Zahlung eines Kostenvorschusses 
für die Vertretung durch einen Anwalt nicht verlangen, 
wenn sie in der Lage ist, sich selbst zu vertreten.

LG Chemnitz, Beschl. vom 6. August 1951 — 51 T 
114/51.

Wie der Vorderrichter richtig in dem angefochtenen 
Beschluß ausgeführt hat, besteht beim Amtsgericht 
kein Anwaltszwang. Die Parteien können sich also im 
Prozeß ohne Rechtsanwaltshilfe selbst vertreten. Nur 
dann, wenn etwa eine Partei der Verhandlung geistig 
nicht gewachsen ist oder krankheitshalber vor Auf­
regung bewahrt werden muß oder im Prozeß schwie­
rige Rechtsfragen erörtert werden müssen, wird an­
waltliche Vertretung der Parteien zweckmäßig und 
auch erforderlich sein. Diese Voraussetzungen sind aber 
im vorliegenden Ehestreit für die Antragstellerin nicht 
gegeben. Die Antragstellerin ist vielmehr nach Über­
zeugung der Kammer sehr wohl in der Lage, ihren 
Prozeß selbst zu führen, zumal sich auch der Antrags­
gegner selbst vertritt. Sollten sich im Laufe der Ver­
handlung irgendwelche Schwierigkeiten ergeben, so ist 
es Aufgabe des Gerichts gemäß § 139 ZPO, die Par­
teien aufzuklären.

Es muß davon ausgegangen werden, daß die Ehefrau 
nur die im Rahmen des Eherechtsstreites unbedingt 
erforderlichen notwendigen Aufwendungen macht. 
Wenn nun die Antragstellerin einen Kostenvorschuß 
von 235 DM von ihrem Ehemann verlangt, so ist 
ihr entgegenzuhalten, daß dieses Begehren aus den 
oben angeführten Gründen gegen die guten Sitten ver­
stößt. Die Zahlung des Betrages ist dem Antragsgegner 
nicht zuzumuten, sofern man nicht Gefahr laufen will, 
seine Arbeitsfreudigkeit zu beeinträchtigen und damit 
die Erfüllung unseres Fünfjahrplanes in Frage zu 
stellen. Es dürfte hinreichend bekannt sein, daß der­

artige Anträge keine Seltenheit sind, so daß damit eine 
ernstliche Gefährdung unseres friedlichen Wirtschafts-' 
lebens verbunden ist.

Sollte sich die Antragstellerin aus irgendeinem 
Grunde nicht selbst vor Gericht vertreten wollen, dann 
muß sie sich die für ihre Vertretung erforderlichen 
Mittel durch eigene Arbeit beschaffen.

(Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. U h l e m a n n ,  
Chemnitz)

§§ 63, 74, 86 b RAGebO L d. Fassung der VO vom 
21. April 1944.

Die Festsetzung der Rechtsanwaltsgebühren in Straf­
sachen kann auch nach Abschluß des Verfahrens er­
folgen.

OLG Potsdam, Beschl. vom 3. Februar 1951 — 
3 Ws 97/50.

Aus den G r ü n d e n :
Auf Antrag des Angeklagten R. vom 2. Juni 1950 hat 

die Strafkammer des Landgerichts in Cottbus durch 
Beschluß vom 20. November 1950 die dem RA Dr. R. 
für die Verteidigung des Angeklagten R. anstehenden 
Gebühren und Auslagen auf 300,— DM festgesetzt.

Der Einwand des Beschwerdeführers, daß durch eine 
vorbehaltlose Zahlung des ihm zustehenden Honorars 
durch den Bruder und die Ehefrau des Angeklagten 
der Mangel einer schriftlichen Vereinbarung über das 
ihm zustehende Honorar geheilt sei, kann nicht durch­
greifen. Die Gebührenordnung für Rechtsanwälte in der 
Fassung der Verordnung vom 21. April 1944 (RGBl. I
S. 104) erfordert nicht, daß der Antrag des Zahlungs­
pflichtigen gemäß § 86 b auf Festsetzung der Rechts- 
anwaltskosteh in Strafsachen vor Abschluß des Ver­
fahrens gestellt werden muß. I n d e r R e g e l  wird der 
Antrag auf Festsetzung der Gebühren erst n a c h  Ab­
schluß des Verfahrens gestellt werden können, da sich 
erst dann übersehen läßt, in welcher Höhe die dem 
Rechtsanwalt zustehenden Gebühren, die sich nach 
dem Ausmaß der entwickelten Tätigkeit richten, be­
gründet sind. Eine vorbehaltlose Zahlung des Honorars 
seitens des Angeklagten ist im vorliegenden Falle noch 
nicht erfolgt, da die von der Ehefrau und dem Bruder 
des Angeklagten vor dem Hauptverhandlungstermin 
am 16. Mai 1950 geleisteten Zahlungen von insgesamt 
100,— DM den Charakter eines Vorschusses, aber nicht 
der endgültigen Zahlung tragen. Eine Festsetzung der 
dem Rechtsanwalt zustehenden Gebühren konnte dem­
nach auf den Antrag des Angeklagten vom 2. Juni 1950 
erfolgen.

Nach § 63 RAGebO beträgt die Gebühr des Wahlver­
teidigers in Verfahren vor der Strafkammer 50.— bis 
600.— DM. Da der Verteidiger lediglich einen Haupt­
verhandlungstermin von etwa dreistündiger Dauer 
wahrgenommen hat und die Sach- und Rechtslage 
keine besonderen Schwierigkeiten erkennen läßt, ist 
die Gebühr von 300.— DM unter Berücksichtigung der 
Vermögens- und Einkommensverhältnisse des Zahlungs­
pflichtigen als angemessen und ausreichend anzusehen.

A n m e r k u n g :
Der Entscheidung ist zuzustimmen. Gegen eine An­

wendung der Verordnung vom 21. April 1944 auf die 
sich die Entscheidung stützt, bestehen keine Bedenken. 
Von besonderer Bedeutung ist die Bestimmung in 
dieser Verordnung, daß die freie Vereinbarung von 
Rechtsanwaltsgebühren in Strafsachen unzulässig ist. 
Hierbei ist aber darauf hinzuweisen, daß von Rechts­
anwälten für die Verteidigung in Strafsachen häufig 
Gebühren berechnet werden, die sich zwar noch inner­
halb des — sehr weit gespannten — Gebührenrahmens 
des § 63 RAGebO halten, aber meistens nur wenig 
unter dessen Höchstbetrag liegen. In der Regel wird 
nämlich bei der Bemessung der Gebühren für die 
Verteidigung nicht die Bestimmung des § 74 RAGebO 
beachtet, nach welcher der Rechtsanwalt im Einzelfalle 
nicht nur die Bedeutung, den Umfang und die Schwie­
rigkeit der Strafsache, sondern auch die Vermögens­
und Einkommensverhältnisse des Zahlungspflichtigen 
berücksichtigen muß. Völlig abwegig ist selbstver­
ständlich die Einstellung eines inzwischen wegen Ver­
stoßes gegen die Wirtschaftsstrafgesetze abgeurteilten 
Anwalts, der die Angemessenheit einer überhöhten
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